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Auf der Grundlage von Artikel 16 des Statuts1 sind Beamte nach dem Ausscheiden aus dem 

Dienst verpflichtet, bei der Annahme gewisser Tätigkeiten oder Vorteile ehrenhaft und 

zurückhaltend zu sein. Ehemalige Beamte, die beabsichtigen, vor Ablauf von zwei Jahren 

nach ihrem Ausscheiden aus dem Dienst eine berufliche Tätigkeit aufzunehmen, müssen ihr 

Organ hiervon in Kenntnis setzen, damit das Organ diesbezüglich einen Beschluss treffen 

und erforderlichenfalls eine Tätigkeit untersagen oder die Zustimmung mit geeigneten 

Auflagen erteilen kann.  

Nach Artikel 16 Absatz 3 des Statuts untersagt die Anstellungsbehörde ehemaligen höheren 

Führungskräften in den 12 Monaten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst grundsätzlich, im 

Bereich des Lobbying oder der Beratung für ihre Unternehmen, Kunden oder Arbeitgeber 

gegenüber Personal ihres früheren Organs in Angelegenheiten aktiv zu werden, in denen sie 

in den letzten drei Jahren ihrer Dienstzeit tätig waren. 

Gemäß Artikel 16 Absatz 4 des Statuts veröffentlichen alle Organe nach Maßgabe der 

Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates jährlich 

Informationen2 über die Umsetzung des Absatzes 3, einschließlich einer Liste der geprüften 

Fälle. 

Nachstehend erläutert die Kommission die von ihr zugrunde gelegten Kriterien, mit denen sie 

die Erfüllung ihrer Verpflichtung gewährleisten will, und legt ihre Analyse vor. Die 

Kommission hat in einem Anhang zusammenfassende Informationen zu den gemäß dieser 

Bestimmung gefassten Beschlüssen vorgelegt. 

                                                           
1 Zuletzt geändert durch die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1023/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 22. Oktober 2013 (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 15). 

2 Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz 

natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und 

sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 

Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG 



 

 

Mit der Veröffentlichung dieses Berichts kommt die Kommission ihrer Verpflichtung gemäß 

Artikel 16 Absatz 4 des Statuts in Verbindung mit den einschlägigen Datenschutzvorschriften 

nach.3 

Die Kriterien für die Anwendung von Artikel 16 Absatz 3 des Statuts 

Definition von höheren Führungskräften 

Im Einklang mit Artikel 16 Absatz 3 sind folgende Personalkategorien betroffen: 

 Generaldirektoren/ Generaldirektorinnen oder stellvertretende Generaldirektoren/ 

stellvertretende Generaldirektorinnen (einschließlich Beamte, die gemäß Artikel 7 

Absatz 2 vorübergehend mit der Verwaltung solcher Stellen betraut wurden) und 

Sonderberater, die diese Funktion während der letzten drei Jahre vor dem 

Ausscheiden aus dem Dienst wahrgenommen haben; 

 Direktoren/ Direktorinnen (einschließlich Beamte, die gemäß Artikel 7 Absatz 2 

vorübergehend mit der Verwaltung einer solchen Stelle betraut wurden) und 

Hauptberater, die diese Funktion während der letzten drei Jahre vor dem Ausscheiden 

aus dem Dienst wahrgenommen haben; 

 Kabinettschefs/ Kabinettschefinnen, die diese Funktion während der letzten drei Jahre 

vor dem Ausscheiden aus dem Dienst wahrgenommen haben. 

Zum Beschlussverfahren in Bezug auf Artikel 16 Absatz 3 des Statuts 

Die Generaldirektion Humanressourcen und Sicherheit holt die Standpunkte der ehemaligen 

Dienststelle(n), in der/denen der ehemalige Beamte/ die ehemalige Beamtin während der 

letzten drei Jahre seiner/ihrer Dienstzeit beschäftigt war, des jeweiligen Kabinetts, des 

Generalsekretariats, des Juristischen Dienstes und des Gemeinsamen Ausschusses ein. Die 

Anstellungsbehörde trifft ihre endgültige Verfügung auf der Grundlage dieser Standpunkte. 

Von ehemaligen höheren Führungskräften gemeldete berufliche Tätigkeiten im Jahr 2021 

Im Jahr 2021 erließ die Kommission 25 Beschlüsse gemäß Artikel 16 des Statuts in Bezug 

auf Erklärungen, die von 18 ehemaligen höheren Führungskräften abgegeben wurden. Diese 

Erklärungen galten 30 beruflichen Tätigkeiten. Einige Erklärungen betrafen mehr als eine 

Tätigkeit, und in diesen Fällen deckte die entsprechende Verfügung der Anstellungsbehörde 

alle beantragten Tätigkeiten ab. 

Für die Zwecke der Berichterstattung und der statistischen Analyse wurden die Bereiche, auf 

die sich die gemeldeten Tätigkeiten nach dem Dienst beziehen, in zehn verschiedene 

Kategorien eingeteilt. 

                                                           
3 Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz 

natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und 

sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 

Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG 



 

 

Von den 30 gemeldeten Tätigkeiten fielen 15 nicht in den zeitlichen Anwendungsbereich von 

Artikel 16 Absatz 3 des Statuts, da sie mehr als zwölf Monate nach dem Ausscheiden der 

ehemaligen höheren Führungskräfte aus dem Dienst aufgenommen wurden. Von den 

15 Tätigkeiten, die in dem besagten Zeitraum fallen, wurden sechs Tätigkeiten als mögliche 

Tätigkeiten im Bereich des Lobbyings oder der Beratung in Bezug auf das Personal des 

früheren Organs der ehemaligen höheren Führungskräfte in Angelegenheiten, in denen sie in 

den letzten drei Jahren ihrer Dienstzeit tätig waren, identifiziert. 

Im nachstehenden Kreisdiagramm sind die Tätigkeitsbereiche der ehemaligen höheren 

Führungskräfte zusammengefasst, über die 2021 von der Anstellungsbehörde verfügt wurde. 

 

Für diesen Bericht relevante berufliche Tätigkeiten 

Bei den Tätigkeiten nach Artikel 16 Absatz 3 des Statuts handelt es sich um Tätigkeiten im 

Bereich des Lobbyings oder der Beratung in Bezug auf das Personal des früheren Organs der 

ehemaligen höheren Führungskraft für ihre Unternehmen, Kunden oder Arbeitgeber in 

Angelegenheiten, in denen sie in den letzten drei Jahren ihrer Dienstzeit tätig war. Diese 

Tätigkeiten werden von der Anstellungsbehörde in den 12 Monaten nach dem Ausscheiden 

aus dem Dienst grundsätzlich verboten. 

Die Kommission hat ihre Analyse der 30 deklarierten Tätigkeiten, die in den zeitlichen 

Anwendungsbereich von Artikel 16 Absatz 3 des Statuts fielen, nicht auf diejenigen 

beschränkt, deren einziger Zweck oder Hauptzweck die Lobbyarbeit oder die 

Interessenvertretung gewesen wäre. Bestimmte Mitteilungen betrafen Tätigkeiten, die – 

obgleich Lobbying oder Beratung zum Zeitpunkt der Mitteilung ausgeschlossen waren – 

aufgrund ihrer Art praktisch oder theoretisch Lobbying oder Beratung im Sinne von 

Artikel 16 Absatz 16 des Statuts beinhalten oder dazu führen. In solchen Fällen dehnte die 

Kommission die Analyse aus, um diesen Eventualitäten Rechnung zu tragen und die 

gemeldete Tätigkeit im Rahmen von Artikel 16 Absatz 3 des Statuts zu bewerten. 

In Bezug auf Tätigkeiten außerhalb des zeitlichen Anwendungsbereichs von Artikel 16 

Absatz 3 des Statuts und Tätigkeiten, die (auch nicht potenziell) zu Lobby- oder 
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Beratungsdiensten geführt haben, kann und hat die Anstellungsbehörde gegebenenfalls 

andere Beschränkungen erlassen, wie z. B. Beschränkungen der beruflichen Kontakte mit 

ehemaligen Kollegen, Verpflichtungen, bestimmte Dossiers nicht zu behandeln, oder 

Anforderungen in Bezug auf die Verschwiegenheits- und Vertraulichkeitspflichten. Diese 

Tätigkeiten fallen jedoch nicht in den Anwendungsbereich dieses Berichts, der ausschließlich 

auf der Berichtspflicht gemäß Artikel 16 Absatz 4 des Statuts beruht. 

Die Informationen, die in der Zusammenfassung der einschlägigen Beschlüsse der 

Anstellungsbehörde im Jahr 2021 enthalten sind, beziehen sich nur auf gemeldete und 

tatsächlich durchgeführte Tätigkeiten. Im Einklang mit den geltenden gesetzlichen 

Bestimmungen umfassen diese Informationen keine eingegangenen Mitteilungen, die 

Tätigkeiten betreffen, die aufgrund ihrer Art kein Lobbying oder keine Beratung beinhalten 

oder zur Folge haben könnten. 

Bei dieser Veröffentlichung handelt es sich um den achten Jahresbericht, den die 

Kommission gemäß ihren Verpflichtungen gemäß Artikel 16 Absatz 4 des Statuts 

veröffentlicht hat und in dem dargelegt wird, wie sie Artikel 16 Absatz 3 umgesetzt hat. 

Zahl der Tätigkeiten 

Da sich eine Erklärung auf mehrere Tätigkeiten erstrecken kann, werden die in diesem 

Bericht enthaltenen Informationen durch Zusammenfassung der von demselben ehemaligen 

Bediensteten angegebenen Tätigkeiten dargestellt, um einen umfassenden Überblick zu 

geben. 

Analyse 

Die Informationen in diesem Bericht umfassen die Fälle, in denen die Anstellungsbehörde im 

Jahr 2021 einen Beschluss nach Artikel 16 Absatz 3 des Statuts erlassen hat. 

Die Anstellungsbehörde hat beschlossen, eine Tätigkeit, die im ersten Jahr nach dem 

Ausscheiden aus dem Dienst hätte ausgeübt werden sollen, gemäß Artikel 16 Absatz 3 des 

Statuts zu verbieten. 

Allerdings erhielt die Kommission Mitteilungen zu fünf geplanten Tätigkeiten (von vier 

höheren Führungskräften), die – obgleich Lobbying oder Beratung zum Zeitpunkt der 

Mitteilung ausgeschlossen waren – aufgrund ihrer Art in Bezug auf zukünftige Situationen 

praktisch Lobbying oder Beratung im Sinne von Artikel 16 Absatz 3 des Statuts beinhalten 

oder zur Folge haben würden. Die Anstellungsbehörde hielt es daher für zweckmäßig, diese 

besonderen Tätigkeiten wie vorstehend erläutert im Rahmen von Artikel 16 Absatz 3 des 

Statuts zu bewerten. Dies hat die Anstellungsbehörde dazu veranlasst, eine bedingte 

Genehmigung zu erteilen, verbunden mit einem Verbot von Lobbying oder 

Interessenvertretung. In anderen Fällen ermahnte die Anstellungsbehörde die ehemaligen 

höheren Führungskräfte, die Vorschriften nach Artikel 16 Absatz 3 des Statuts künftig zu 

beachten. 

Die fünf Verfügungen in Bezug auf Artikel 16 Absatz 3 des Statuts werden nachfolgend 

erläutert: 



 

 

Zusammenfassung der einschlägigen Verfügungen der Anstellungsbehörde im Jahr 

2021: 

Ausscheiden aus dem Dienst: 30. September 2020 

__________________________________________________________ 

BETRIFFT: 

Herrn Klaus-Dieter BORCHARDT 

Ehemaliger stellvertretender Generaldirektor der GD ENER 

Ehemaliger Direktor in der GD ENER  

__________________________________________________________ 

NEUE TÄTIGKEIT 

Hochrangiger Gastforscher am Oxford Institute for Energy Studies  

___________________________________________________________ 

VERFÜGUNG  

Herr Borchardt beantragte die Genehmigung, als hochrangiger Gastforscher am Oxford 

Institute for Energy Studies (Oxford Institute for Energy Studies) in Oxford auf unbestimmte 

Zeit eine unentgeltliche berufliche Tätigkeit auszuüben (abgesehen von etwaigen 

Lizenzgebühren für eine Veröffentlichung). 

Die Anstellungsbehörde hat Herrn Borchardt die Genehmigung erteilt, seine Tätigkeit unter 

folgenden Bedingungen auszuüben: 

- Herr Borchardt war als ehemalige höhere Führungskraft gemäß Artikel 16 Absatz 3 

des Statuts zwölf Monate nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst nicht berechtigt, 

sich im Namen des Oxford Institute for Energy Studies oder seiner Kunden in 

Angelegenheiten, in denen er in den letzten drei Jahren seiner Dienstzeit zuständig 

war, für Lobbyarbeit oder Interessenvertretung gegenüber Mitarbeitern der 

Kommission zu engagieren. 

- Herr Borchardt durfte nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst zwei Jahre lang keine 

beruflichen Kontakte mit Mitarbeitern der GD ENER im Namen des Oxford Institute 

for Energy Studies aufnehmen, die insbesondere auf Lobbyarbeit oder 

Interessenvertretung abzielen. 

- Herr Borchardt musste gegenüber seinen Gesprächspartnern klarstellen, dass er diese 

Tätigkeit in persönlicher Eigenschaft ausübt und nicht in irgendeiner Weise die 

Position oder die Interessen der Kommission vertritt. In diesem Zusammenhang sollte 

er davon absehen, seine frühere Position bei der Europäischen Kommission mit seiner 

neuen Rolle und seinen neuen Aufgaben innerhalb des Oxford Institute for Energy 

Studies in Verbindung zu bringen. 

- Herr Borchardt war außerdem verpflichtet, sich jeder unbefugten Weitergabe von 

Informationen zu enthalten, die er im Rahmen seiner dienstlichen Aufgaben erhalten 

hat, es sei denn, diese Informationen wurden bereits veröffentlicht oder sind der 

Öffentlichkeit zugänglich (Artikel 17 des Statuts). In diesem Zusammenhang war 

Herr Borchardt verpflichtet, keine vertraulichen Erkenntnisse in der Politik oder 



 

 

Strategie zu nutzen, die er möglicherweise im Rahmen des Dienstes erlangt hat und 

die noch nicht öffentlich oder allgemein zugänglich sind. 

- Herr Borchardt war gemäß Artikel 339 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union verpflichtet, auch nach Beendigung seiner Amtstätigkeit 

Auskünfte, die ihrem Wesen nach unter das Berufsgeheimnis fallen, nicht preis zu 

geben, insbesondere Informationen über Unternehmen, deren Geschäftsbeziehungen 

oder Kostenelemente. 

- Herr Borchardt wurde darauf hingewiesen, dass er gemäß Artikel 16 Absatz 1 des 

Statuts weiterhin verpflichtet ist, bei der Annahme bestimmter Ämter oder Leistungen 

eines neuen Arbeitgebers oder seiner Kunden ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. In 

diesem Zusammenhang war Herr Borchardt verpflichtet, keine Dokumente im Namen 

seines neuen Arbeitgebers oder seiner Kunden an bestimmten Akten oder 

Angelegenheiten (z. B.: Aufträge, Finanzhilfen, Fälle, Forderungen, Untersuchungen, 

laufende Gesetzgebungsverfahren) zu arbeiten, an denen er persönlich und in 

erheblichem Umfang mitgewirkt hat, s um zu verhindern, dass er sich auf im Rahmen 

seiner dienstlichen Aufgaben erhaltene Informationen stützen würde, die nicht 

veröffentlicht wurden. 

Herr Borchardt wurde auch auf alle übrigen einschlägigen Bestimmungen des Statuts 

hingewiesen. 

  



 

 

__________________________________________________________ 

Ausscheiden aus dem Dienst: 30. April 2021 

__________________________________________________________ 

BETRIFFT: 

Herrn Carles ESTEVA MOSSO 

Ehemaliger stellvertretender Generaldirektor der GD COMP 

__________________________________________________________ 

NEUE TÄTIGKEIT 

Partner der Anwaltskanzlei Latham & Watkins LLP 

__________________________________________________________ 

VERFÜGUNG  

Herr Esteva Mosso beantragte die Genehmigung, als Partneranwalt für Latham & Watkins in 

ihrem Büro in Brüssel zu arbeiten. 

Die Anstellungsbehörde hat Herrn Esteva Mosso die Genehmigung erteilt, seine Tätigkeit 

unter folgenden Bedingungen auszuüben: 

- Herr Esteva Mosso war als ehemalige höhere Führungskraft nach Artikel 16 Absatz 3 

des Statuts zwölf Monate nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst nicht berechtigt, 

im Namen von Latham & Watkins oder ihrer Mandanten in Angelegenheiten, für die 

er in den letzten drei Jahren seiner Dienstzeit zuständig war, gegenüber dem Personal 

der Kommission tätig zu werden. 

- Während eines Zeitraums von zwei Jahren nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst 

war Herr Esteva Mosso verpflichtet, im Namen von Latham & Watkins oder ihrer 

Mandanten keine beruflichen mündlichen oder schriftlichen Kontakte mit 

Mitarbeitern der GD COMP und anderer Kommissionsdienststellen aufzunehmen, die 

an Wettbewerbssachen oder politischen Dossiers beteiligt waren oder sind. 

- Die Arbeit von Herrn Esteva Mosso darf weder direkt noch indirekt Fälle und 

politische Dossiers betreffen, die in seine Zuständigkeit fielen, als er in der 

GD COMP tätig war, oder Fälle, die in unmittelbarem Zusammenhang mit ihnen 

stehen, einschließlich Klagen vor den europäischen Gerichten gegen einen Beschluss 

der Europäischen Kommission. Dies schließt das Verbot ein, alle Wettbewerbsfälle, 

einschließlich Fusions- und Beihilfesachen, zu behandeln, die von der GD COMP 

bearbeitet wurden und während des Zeitraums, in dem er in der GD COMP tätig war, 

unter seine Verantwortung fielen.  

- Während eines Zeitraums von zwei Jahren nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst 

darf Herr Esteva Mosso keines der Unternehmen als Mandanten annehmen, die als 

wichtige Akteure auf einem bestimmten Markt aktiv an öffentlichkeitswirksamen 

Beihilfe- oder Fusionsfällen beteiligt waren, über die er entschieden oder zu denen er 

Stellung genommen hat, als er in den letzten drei Jahren seiner Tätigkeit für diese 

Instrumente verantwortlich war. 



 

 

- Herr Esteva Mosso wurde außerdem verpflichtet, sich jeder unbefugten Weitergabe 

von Informationen zu enthalten, die er im Rahmen seiner dienstlichen Aufgaben 

erhalten hat, es sei denn, diese Informationen wurden bereits veröffentlicht oder sind 

der Öffentlichkeit zugänglich (Artikel 17 des Statuts). In diesem Zusammenhang war 

Herr Esteva Mosso verpflichtet, keine vertraulichen Erkenntnisse in der Politik oder 

Strategie zu nutzen, die er möglicherweise im Rahmen des Dienstes erlangt hat, die 

noch nicht öffentlich oder allgemein zugänglich sind. 

- Herr Esteva Mosso wurde darauf hingewiesen, dass er gemäß Artikel 16 Absatz 1 des 

Statuts weiterhin verpflichtet ist, bei der Annahme bestimmter Ämter oder Leistungen 

eines neuen Arbeitgebers oder seiner Kunden ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. In 

diesem Zusammenhang war Herr Esteva Mosso verpflichtet, nicht im Namen seines 

neuen Arbeitgebers oder seiner Mandanten in bestimmten Akten oder 

Angelegenheiten eine Beratungs- oder Arbeitstätigkeit aufzunehmen (z. B.: Aufträge, 

Finanzhilfen, Fälle, Forderungen, Untersuchungen, laufende 

Gesetzgebungsverfahren), an denen er persönlich und in erheblichem Umfang 

mitgewirkt hatte, um zu verhindern, dass er sich auf im Rahmen seiner dienstlichen 

Aufgaben erhaltene Informationen stützen würde, die nicht veröffentlicht wurden. 

Herr Esteva Mosso wird auch auf alle anderen geltenden Bestimmungen des Statuts 

hingewiesen. 



 

 

__________________________________________________________ 

Ausscheiden aus dem Dienst: 30. September 2020 

__________________________________________________________ 

BETRIFFT: 

Herrn CecilioMADERO VILLAREJO 

Ehemaliger stellvertretender Generaldirektor der GD COMP 

__________________________________________________________ 

NEUE TÄTIGKEIT 

Partner der Anwaltskanzlei Clifford Chance LLP 

__________________________________________________________ 

VERFÜGUNG  

Herr Madero Villarejo beantragte die Genehmigung, bei der Anwaltskanzlei Clifford Chance 

LLP eine Teilzeitbeschäftigung (höchstens drei Arbeitstage pro Woche) auszuüben.  

Die Anstellungsbehörde hat Herrn Madero Villarejo die Genehmigung erteilt, seine Tätigkeit 

unter folgenden Bedingungen auszuüben: 

- Herr Madero Villarejo war als ehemalige höhere Führungskraft nach Artikel 16 

Absatz 3 des Statuts zwölf Monate nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst nicht 

berechtigt, im Namen von Clifford Chance oder ihrer Mandanten in Angelegenheiten, 

für die er in den letzten drei Jahren seiner Dienstzeit zuständig war, gegenüber dem 

Personal der Kommission tätig zu werden. 

- Während eines Zeitraums von zwei Jahren nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst 

war Herr Madero Villarejo verpflichtet, im Namen von Clifford Chance oder ihrer 

Mandanten keine beruflichen mündlichen oder schriftlichen Kontakte mit 

Mitarbeitern der GD COMP und anderer Kommissionsdienststellen aufzunehmen, die 

an Wettbewerbssachen oder politischen Dossiers beteiligt waren oder sind. 

- Die Arbeit von Herrn Madero Villarejo darf weder direkt noch indirekt Fälle und 

politische Dossiers betreffen, die in seine Zuständigkeit fielen, als er in der 

GD COMP tätig war, oder Fälle, die in unmittelbarem Zusammenhang mit ihnen 

stehen, einschließlich Klagen vor den europäischen Gerichten gegen einen Beschluss 

der Europäischen Kommission. Dies schließt das Verbot ein, alle Wettbewerbsfälle, 

einschließlich Fusions- und Beihilfesachen, zu behandeln, die von der GD COMP 

bearbeitet wurden und während des Zeitraums, in dem er in der GD COMP tätig war, 

unter seine Verantwortung fielen;  

- Während eines Zeitraums von zwei Jahren nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst 

darf Herr Madero Villarejo keines der Unternehmen als Kunden annehmen, die als 

wichtige Akteure auf einem bestimmten Markt aktiv an öffentlichkeitswirksamen 

Beihilfe- oder Fusionsfällen beteiligt waren, über die er entschieden oder zu denen er 

Stellung genommen hat, als er in den letzten drei Jahren seiner Tätigkeit für diese 

Instrumente verantwortlich war. 



 

 

- Herr Madero Villarejo wurde außerdem verpflichtet, sich jeder unbefugten 

Weitergabe von Informationen zu enthalten, die er im Rahmen seiner dienstlichen 

Aufgaben erhalten hat, es sei denn, diese Informationen wurden bereits veröffentlicht 

oder sind der Öffentlichkeit zugänglich (Artikel 17 des Statuts). In diesem 

Zusammenhang war Herr Madero Villarejo verpflichtet, keine vertraulichen 

Erkenntnisse in der Politik oder Strategie zu nutzen, die er möglicherweise im 

Rahmen des Dienstes erlangt hat, der noch nicht öffentlich oder allgemein zugänglich 

sei. 

- Herr Madero Villarejo wurde darauf hingewiesen, dass er gemäß Artikel 16 Absatz 1 

des Statuts weiterhin verpflichtet sei, bei der Annahme bestimmter Ämter oder 

Leistungen eines neuen Arbeitgebers oder seiner Kunden ehrenhaft und zurückhaltend 

zu sein. In diesem Zusammenhang wurde Herr Madero Villarejo verpflichtet, nicht an 

Akten oder Angelegenheiten zu arbeiten (z. B.: Aufträge, Finanzhilfen, Fälle, 

Forderungen, Untersuchungen, laufende Gesetzgebungsverfahren), an denen er 

persönlich und in erheblichem Umfang mitgewirkt hatte, um zu verhindern, dass er 

sich auf im Rahmen seiner dienstlichen Aufgaben erhaltene Informationen stützen 

würde, die nicht veröffentlicht wurden. 

Herr Madero Villarejo wurde auch auf alle übrigen einschlägigen Bestimmungen des Statuts 

hingewiesen. 

  



 

 

__________________________________________________________ 

Ausscheiden aus dem Dienst: 31. Januar 2021 

_________________________________________________________ 

BETRIFFT: 

Herrn Artur RUNGE-METZGER   

Ehemaliger Direktor in der GD CLIMA 

__________________________________________________________ 

NEUE TÄTIGKEIT 

Vorstandsmitglied der Germanwatch e.V. 

 

Auftragnehmer auf Zeit an der Hochschule für transnationale Governance des Europäischen 

Hochschulinstituts 

___________________________________________________________ 

VERFÜGUNGEN   

Herr Runge-Metzger beantragte die Genehmigung zur Ausübung einer unbezahlten 

beruflichen Tätigkeit als Mitglied des Vorstands von Germanwatch E.V. 

Zweck der Tätigkeit war die Beaufsichtigung von Tätigkeiten der Organisation und des 

Vorstands während 1/2 Tage pro Monat. 

Herr Runge-Metzger beantragte außerdem die Genehmigung, als Zeitarbeitnehmer an der 

School of Transnational Governance des Europäischen Hochschulinstituts in Florenz (Italien) 

zu arbeiten. Die Aufgabe besteht darin, die Vorbereitung eines hochrangigen Dialogs über die 

Klimapolitik zu unterstützen, einige Hintergrundforschungen durchzuführen und ein 

Hintergrundpapier auszuarbeiten, mit Interessenträgern in Kontakt zu treten und die 

Redner/Teilnehmer auszuwählen, am politischen Dialog auf hoher Ebene teilzunehmen und 

im Lichte des politischen Dialogs auf hoher Ebene einen Kurzbericht auszuarbeiten.  

Die Anstellungsbehörde hat Herrn Runge-Metzger die Genehmigung erteilt, seine Tätigkeit 

unter folgenden Bedingungen auszuüben: 

- Als ehemalige höhere Führungskraft nach Artikel 16 Absatz 3 des Statuts war Herr 

Runge-Metzger zwölf Monate nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst nicht 

berechtigt, im Namen von Germanwatch e.V und des Europäischen 

Hochschulinstituts in Angelegenheiten, für die er in den letzten drei Jahren seiner 

Dienstzeit zuständig war, gegenüber dem Personal der Kommission tätig zu werden. 

- Herr Runge-Metzger musste gegenüber seinen Gesprächspartnern klarstellen, dass er 

diese Tätigkeit in persönlicher Eigenschaft ausübt und nicht in irgendeiner Weise die 

Position oder die Interessen der Kommission vertritt. 

- Herr Runge-Metzger war außerdem verpflichtet, sich jeder unbefugten Weitergabe 

von Informationen zu enthalten, die er im Rahmen seiner dienstlichen Aufgaben 

erhalten hatte, es sei denn, diese Informationen wurden bereits veröffentlicht oder sind 

der Öffentlichkeit zugänglich (Artikel 17 des Statuts). In diesem Zusammenhang war 



 

 

Herr Runge-Metzger verpflichtet, keine vertraulichen Erkenntnisse in der Politik oder 

Strategie zu nutzen, die er möglicherweise im Rahmen des Dienstes erlangt hat, die 

noch nicht öffentlich oder allgemein zugänglich sind. 

 

- Herr Runge-Metzger wurde insbesondere im Hinblick auf seine Tätigkeit für 

Germanwatch darauf hingewiesen, dass er gemäß Artikel 16 Absatz 1 des Statuts 

weiterhin verpflichtet ist, bei der Annahme bestimmter Ämter oder Leistungen eines 

neuen Arbeitgebers oder seiner Kunden ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. In 

diesem Zusammenhang war es Herrn Runge-Metzger untersagt, im Namen seiner 

neuen Arbeitgeber oder Kunden an bestimmten Akten oder Angelegenheiten zu 

arbeiten (z. B.: Aufträge, Finanzhilfen, Fälle, Forderungen, Untersuchungen, laufende 

Gesetzgebungsverfahren), an denen er persönlich und in erheblichem Umfang 

mitgewirkt hatte, um zu verhindern, dass er sich auf im Rahmen seiner dienstlichen 

Aufgaben erhaltene Informationen stützen würde, die nicht veröffentlicht wurden. 

 

Herr Runge-Metzger wurde auch auf alle anderen geltenden Bestimmungen des Statuts 

hingewiesen. 

 

 


